Rehabilitation und Teilhabe

Stellungnahme der Geschaftsstelle des
Deutschen Vereins fiir offentliche und priva-
te Fuirsorge e.V. zum Referentenentwurf ei-
nes Gesetzes zur Starkung der Teilhabe von
Menschen mit Behinderungen (Teilhabestar-
kungsgesetz) des Bundesministeriums fiir
Arbeit und Soziales vom 22. Dezember 2020

Stellungnahme der Geschaftsstelle (DV 1/2021) vom 7. Januar 2021

Deutscher Verein

fur offentliche und
private Fursorge e.V.



Inhalt

Vorbemerkung

I.  Zu Artikel 1 Ref-E (Anderung des Zwélften Buches Sozialgesetzbuch)
§ 3 SGB XII-E

Il. Zu Artikel 3 Ref-E (Anderung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch)
1. §37aSGB IX-E
2. §61a SGB IX-E, § 63 SGB IX-E
3. §99 SGB IX-E

lll. Zu Artikel 5 Ref-E (Anderung des Behindertengleichstellungsgesetzes)
§ 12e BGG-E

IV. Zu Artikel 8 Ref-E (Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch)
§5 SGB II-E

V. Zu Artikel 6 Ref-E (Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch)
§22 SGB IlI-E

O WOW VW OW o N~Nuubhdbd N W

VI. Zu Artikel 10 Ref-E (Weitere Anderung des Neunten Buches
Sozialgesetzbuch) 10
§ 19 SGB IX-E 10



Vorbemerkung

Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales (BMAS) hat am 22. Dezember 2020
einen Referentenentwurf vorgelegt, der mafigeblich auf die Starkung der Teilhabe
von Menschen mit Behinderungen abzielt sowie der Umsetzung des Beschlusses
des Bundesverfassungsgerichts vom 7. Juli 2020 (Az.: 2 BvR 696/12) dienen soll.
Die nachfolgende Stellungnahme zum Entwurf wurde von der Geschaftsstelle des
Deutschen Vereins erarbeitet. Eine Beschlussfassung durch das Prasidium des
Deutschen Vereins war aufgrund der kurzen Frist zur Stellungnahme bis zum 8.
Januar 2021 nicht moéglich. Wir behalten uns daher vor, erganzende bzw. weitere
Anmerkungen im laufenden Gesetzgebungsverfahren einzubringen.

Die Geschaftsstelle des Deutschen Vereins bekraftigt erneut das Anliegen, die
gleichberechtigte, selbstbestimmte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen
im Hinblick auf die UN-Behindertenrechtskonvention fortzuentwickeln. Der vor-
liegende Referentenentwurf sieht eine Neufassung der gesetzlichen Kriterien fiir
die Berechtigung zu Leistungen der Eingliederungshilfe vor. Entsprechend dem
Konzept der Arbeitsgruppe ,Leistungsberechtigter Personenkreis“ orientieren
sich diese nunmehr an den Begrifflichkeiten der UN-Behindertenrechtskonventi-
on sowie der Internationalen Klassifikation der Funktionsfahigkeit, Behinderung
und Gesundheit. Weiterhin sieht der Referentenentwurf die Aufnahme einer Rege-
lung vor, die zum Gewaltschutz bei der Erbringung von Teilhabeleistungen ver-
pflichtet. Die Rehabilitationstrager und die Integrationsamter sollen auf die Erful-
lung dieses Schutzauftrages hinwirken und erhalten hierzu einen groRen Gestal-
tungsspielraum.

Die Geschaftsstelle des Deutschen Vereins begriifst, dass nunmehr auch Menschen
mit Behinderungen, die sich bereits im Arbeitsbereich einer Werkstatt fir behin-
derte Menschen oder eines anderen Leistungsanbieters befinden, ein Budget fur
Ausbildung erhalten konnen.

Eine Ausweitung des Gesetzes zur Gleichstellung von Menschen und Behinderun-
gen und eine rechtssichere Kodifizierung zum Zutritt mit Assistenzhunden werden
ebenfalls begriifit.

Die vorgesehenen Regelungen fiir eine Verbesserung der Betreuung von erwerbs-
fahigen Rehabilitandinnen und Rehabilitanden bei den Jobcentern und Agentu-
ren flr Arbeit werden von der Geschaftsstelle des Deutschen Vereins befiirwortet.
Die Regelungen sollten durch verbindliche Verfahrensabsprachen zwischen den
vorrangigen Rehabilitationstragern, der Bundesagentur fiir Arbeit und den kom-
munalen Spitzenverbanden erganzt werden, um eine weitere Annaherung und
Abstimmung der Beteiligten sicherzustellen. Zu berticksichtigen ist, dass die Be-
teiligung am Teilhabeplanverfahren fiir die Jobcenter eine erhohte Komplexitat in
der Leistungserbringung nach sich zieht.

Die Geschaftsstelle des Deutschen Vereins nimmt zu ausgewahlten Regelungen
Stellung.
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I. Zu Artikel 1 Ref-E (Anderung des Zwélften Buches
Sozialgesetzbuch)

§ 3 SGB XII-E

Mit der Neufassung des § 3 Abs. 2 SGB XII wird klar geregelt, dass die Trager der
Sozialhilfe durch Landesrecht bestimmt werden. Damit setzt der Referentenent-
wurf den Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 7. Juli 2020 (-2 BvR
696/12-) um, der Teile der Regelungen der Bedarfe fiir Bildung und Teilhabe im
Rechtskreis des SGB Xl aufgrund einer unzuldssigen Aufgabeniibertragung fiir
unvereinbar mit dem Grundgesetz erklart. Der Referentenentwurf geht jedoch
tber den Beschluss hinaus, indem er die Neuregelung zur Bestimmung der Trager
der Sozialhilfe nicht auf die von dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts
betroffenen Regelungen beschrankt, sondern auf alle Aufgaben des SGB XII be-
zieht.

Die Geschaftsstelle des Deutschen Vereins begriifit das Vorhaben des Referenten-
entwurfs, die Neuregelung zur Bestimmung der Trager der Sozialhilfe auf samtli-
che Aufgaben des SGB XII zu beziehen. Damit werden mogliche weitere unzulassi-
ge Aufgabenibertragungen durch zukiinftige Rechtsanderungen in anderen Be-
reichen des SGB XII ausgeschlossen. Nunmehr obliegt die Bestimmung der Trager
der Sozialhilfe fiir samtliche Aufgaben der Sozialhilfe allein den Landern.

Il. Zu Artikel 3 Ref-E (Anderung des Neunten Buches
Sozialgesetzbuch)

1. §37aSGBIX-E

Der Referentenentwurf sieht vor, Leistungserbringer zu verpflichten, geeignete
MaRnahmen zum Schutz vor Gewalt fiir Menschen mit Behinderungen und von
Behinderung bedrohte Menschen, insbesondere Frauen und Madchen mit (dro-
henden) Behinderungen, zu treffen.

Die Geschaftsstelle des Deutschen Vereins begriifst diese Regelung als einen rich-
tigen Schritt zur Umsetzung von Artikel 16 UN-Behindertenrechtskonvention. Die
Regelung sieht vor, dass die Leistungserbringer GewaltschutzmalRnahmen nach
eigenen Regelungen und in eigener Verantwortung unter Berlicksichtigung beste-
hender MaRnahmen umsetzen sollen. Den Leistungserbringern wird bei der Um-
setzung dieses Schutzauftrages ein Gestaltungsspielraum der zu treffenden geeig-
neten MalRnahmen iiberlassen. Dies ermdglicht den Leistungserbringern, entspre-
chende MaRnahmen unter Beriicksichtigung von Voraussetzungen vor Ort zu
entwickeln. Durch die Regelung wird insbesondere eine gesetzliche Grundlage
daflir geschaffen, geeignete flaichendeckende GewaltschutzmaRnahmen zu tref-
fen, wie sie durch einen GroRteil der Leistungserbringer in der Praxis bereits um-
gesetzt werden. Die Geschaftsstelle des Deutschen Vereins sieht dabei die Ent-
wicklung umfassender Praventions- und Schutzkonzepte vor Ort als zentrale Inst-
rumente neben der Beratung und Unterstiitzung fiir die Pravention von Gewalt
und Missbrauch sowie fiir das Vorgehen beim Auftreten von Gewalt auch in Ein-
richtungen der Behindertenhilfe. Der Deutsche Verein hat sich schon friiher - be-
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zogen auf die Kinder- und Jugendhilfe - dafiir ausgesprochen, dass regelhafte
Strukturen und Vorgehensweisen anhand von Praventions- und Schutzkonzepten
geschaffen, kommuniziert und gelebt werden miissen.! Aus Sicht der Geschafts-
stelle des Deutschen Vereins ist dabei jedoch sicherzustellen, dass dadurch ent-
stehende Mehrausgaben der Leistungserbringer entsprechend finanziert werden.

Die Geschaftsstelle des Deutschen Vereins begriiRt auch, dass die Rehabilitations-
trager und die Integrationsamter nach Absatz 2 darauf hinwirken sollen, dass der
Schutzauftrag nach Absatz 1 erfiillt wird und diese einen entsprechenden Spiel-
raum fur die Umsetzung ihrer Hinwirkungspflicht erhalten.

2. §61l1aSGBIX-E, §63 SGB IX-E

2.1 Zu$§6laAbs.1SGB IX-E

Die in §61a Abs. 1 SGB IX-E vorgesehene Erweiterung des leistungsberechtigten
Personenkreises des Budgets fiir Ausbildung auf Menschen mit Behinderungen,
die einen Anspruch nach §58 SGB IX haben, d.h. sich im Arbeitsbereich einer
Werkstatt fiir behinderte Menschen oder eines anderen Leistungsanbieters befin-
den, entspricht der Empfehlung des Deutschen Vereins in seiner Bestandsaufnah-
me und seinen Empfehlungen zur selbstbestimmten Teilhabe am Arbeitsleben
von Menschen mit Behinderungen.? Damit wird fiir Menschen mit Behinderungen,
die im Arbeitsbereich einer Werkstatt beschaftigt sind, eine weitere Auswahlmog-
lichkeit neben dem Budget fiir Arbeit nach § 60 SGB IX geschaffen. Insbesondere
Menschen mit Behinderungen, die schon langjahrig im Arbeitsbereich einer Werk-
statt beschaftigt sind und erst durch die Werkstattleistungen entsprechend befa-
higt werden, eine Ausbildung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt aufzunehmen,
wird dadurch der Zugang zu einer Berufsausbildung auf dem allgemeinen Arbeits-
markt ermoéglicht. Dies tragt auch dem Recht auf Bildung aus Artikel 24 UN-BRK
entsprechend Rechnung.

2.2 Zu$§6laAbs.2 SGB IX-E

Die Regelung des § 61a Abs. 2 SGB IX-E soll dahingehend geandert werden, dass
das Budget fiir Ausbildung neben der Erstattung der Ausbildungsverglitung auch
den Anteil des Arbeitgebers am Gesamtsozialversicherungsbeitrag (Kranken-,
Pflege- und Rentenversicherung) und des Beitrags zur Unfallversicherung nach
Mafigabe des SGB VIl umfassen soll.

Die Geschaftsstelle des Deutschen Vereins begrii3t diese Erganzung. Damit wird
sichergestellt, dass der Anteil des Arbeitsgebers am Gesamtsozialversicherungs-
beitrag auch dann vom zustandigen Rehabilitationstrager zu erstatten ist, wenn
dieser nach der Regelung des § 6 SGB IX nicht fiir ergdnzende Leistungen im Sinne
des § 5 Nr. 3 SGB IX zustandig ist.

Der Referentenentwurf stellt ebenfalls klar, dass die erforderlichen Fahrtkosten zu
erstatten sind. Zwar mussen die erforderlichen Fahrtkosten, die im Zusammen-

1 Empfehlungen des Deutschen Vereins zu Fiihrungszeugnissen bei Neben- und Ehrenamtlichen in der Kin-
der- und Jugendhilfe (§ 72a Abs. 3 und Abs. 4 SGB VIII), NDV 2012, 517 ff.

2 Bestandsaufnahme und Empfehlungen des Deutschen Vereins zur selbstbestimmten Teilhabe am Arbeits-
leben von Menschen mit Behinderungen, NDV 2020, 362 ff.
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hang mit einer Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben (§ 73 Abs. 1 SGB IX) entste-
hen, ibernommen werden. Die Geschaftsstelle des Deutschen Vereins nimmt dies
daher zustimmend zur Kenntnis.

2.3 Zu$§61aAbs.5SGB IX-E

Der Referentenentwurf sieht in § 61a Abs. 5 SGB IX-E vor, dass die Bundesagentur
fuir Arbeit und nicht mehr der zustandige Leistungstrager bei der Suche nach ei-
nem geeigneten Ausbildungsplatz im Sinne von Absatz 1 unterstiitzen soll. Die
Bundesagentur fur Arbeit soll demnach auch dann bei der Ausbildungsplatzsuche
unterstiitzen, wenn das Budget fiir Arbeit von einem anderen Leistungstrager er-
bracht wird. Bereits in seinen Empfehlungen zur selbstbestimmten Teilhabe am
Arbeitsleben von Menschen mit Behinderungen beflirwortet der Deutsche Verein
die Verpflichtung der zustandigen Leistungstrager, anspruchsberechtigte Men-
schen mit Behinderungen bei der Suche nach einem geeigneten Ausbildungsplatz
zu unterstiitzen.? Der Vermittlung in Ausbildungsstellen kommt insoweit eine zen-
trale Rolle zu. Vor dem Hintergrund, dass die Bundesagentur fiir Arbeit Giber um-
fangreiche Kenntnisse im Bereich der beruflichen Bildung und enge Kontakte zu
Arbeitgeber/innen verfiigt, erscheint die vorgesehene Neuregelung sachgerecht.
Inwieweit diese Aufgabe zur Unterstiitzung nicht zu einem unerheblichen Mehr-
aufwand bei der Bundesagentur fiir Arbeit flihren wird, bleibt jedoch abzuwarten.
Wesentlich wird es hierbei auf eine enge und kooperative Zusammenarbeit der
jeweiligen zustandigen Leistungstrager und der Bundesagentur fiir Arbeit sowie
auch die Einbeziehung weiterer relevanter Akteure der Teilhabe am Arbeitsleben
(z.B. Integrationsamter, Integrationsfachdienste) ankommen. Wie bisher ist mit
der Unterstutzung bei der Ausbildungsplatzsuche keine Verpflichtung verbunden,
ein Budget fur Arbeit in jedem Fall zu ermdoglichen.

2.4 Zu §63 Abs. 3 SGB IX-E

In § 63 SGB IX sind die zustandigen Leistungstrager geregelt. In § 63 Abs. 3 SGB IX-
E ist vorgesehen, die Zustandigkeitsregelung fiir das Budget flir Ausbildung ent-
sprechend der Zustandigkeitsregelung fiir Leistungen im Eingangsverfahren und
Berufsbildungsbereich (§ 57 SGB IX) und im Arbeitsbereich (§58 SGB IX) einer
Werkstatt fiir behinderte Menschen so anzupassen, dass das Budget fiir Ausbil-
dung von dem jeweiligen Leistungstrager gewahrt wird, der auch fiir die Leistun-
gen nach § 57 oder § 58 SGB IX in der Werkstatt zustandig ware. Dies hat insbeson-
dere zur Folge, dass kiinftig auch die Trager der Eingliederungshilfe zustandiger
Leistungstrager des Budgets fiir Ausbildung fiir Menschen mit Behinderungen, die
lediglich einen Anspruch auf Leistungen nach §58 SGB IX haben, sein kdnnen.
Diese Neuregelung der Zustandigkeit erscheint insofern sachgerecht, als der Leis-
tungstrager auch dann fiir diese Personengruppe zustandig ware, fiir die diese
Leistung bestimmt ist und sofern sie Leistungen nach §58 SGB IX in einer Werk-
statt in Anspruch oder bei einem anderen Leistungsanbieter in Anspruch nimmt.

3 Bestandsaufnahme und Empfehlungen des Deutschen Vereins zur selbstbestimmten Teilhabe am Arbeits-
leben von Menschen mit Behinderungen, NDV 2020, 362 ff.
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3. §99SGB IX-E

Die Geschaftsstelle des Deutschen Vereins begriiRt, dass mit dem vorliegenden
Referentenentwurf die erwartete Neufassung der gesetzlichen Kriterien der Leis-
tungsberechtigung in der Eingliederungshilfe und insbesondere die grundlegen-
de Uberarbeitung der Regelung des §99 SGB IX-E auf den Weg gebracht wird.
Insbesondere ist es zu begriiRen, dass es der Arbeitsgruppe ,Leistungsberechtig-
ter Personenkreis“ im Rahmen eines partizipatorischen Beteiligungsprozesses
des Bundesministeriums fir Arbeit und Soziales, in dem Vertreter/innen der Men-
schen mit Behinderungen, kommunale Leistungstrager, Leistungserbringer sowie
die Lander und Expert/innen aus der Wissenschaft und Praxis vertreten waren,
gelungen ist, einen Vorschlag fiir die Neubeschreibung des leistungsberechtigten
Personenkreises fiir die Eingliederungshilfe vorzulegen. Ubergeordnetes Ziel ist
es, den bisherigen leistungsberechtigten Personenkreis durch die Neufassung
nicht zu verandern.

Die Neufassung der Kriterien fiir die Berechtigung zu Leistungen der Eingliede-
rungshilfe in § 99 SGB IX-E sollen sich nunmehr entsprechend dem in der Arbeits-
gruppe erarbeiteten Vorschlag an den Begriffen der UN-Behindertenrechtskon-
vention und der Internationalen Klassifikation der Funktionsfahigkeit, Behinde-
rung und Gesundheit (ICF) orientieren, was ausdriicklich zu begriiRen ist.

Die sprachliche Anpassung an das moderne Verstandnis von Behinderung als
Wechselwirkung zwischen Beeintrachtigung und einstellungs- und umweltbe-
dingten Barrieren wird ausdriicklich positiv bewertet. Auch die Veranderung des
Merkmals, dass die Einschrankung der Menschen sich nicht mehr - wie in den
bisherigen Regelungen - auf die ,Teilhabefahigkeit”, sondern auf die gleichbe-
rechtigte Teilhabe an der Gesellschaft bezieht, tragt dem modernen Behinde-
rungsbegriff entsprechend dem gesellschaftlichen Verstandnis einer inklusiven
Gesellschaft Rechnung und ist daher zu begriifien.

Entsprechend der bisherigen Regelung des § 53 Abs. 1 Satz 1 SGB XII soll der An-
spruch auf Leistungen der Eingliederungshilfe auch kiinftig neben dem Vorliegen
einer Behinderung im Sinne von §2 Abs. 1 SGB IX an das Merkmal der ,Wesent-
lichkeit“ der Behinderung geknlipft werden. Die Beibehaltung dieser Anforderung
als notwendiges zusatzliches Kriterium - wie bei anderen Rehabilitationsleistun-
gen - wird unterstutzt, insbesondere vor dem Hintergrund, dass dieses Merkmal
in der Vergangenheit in Verwaltung und Rechtsprechung wenig streitanfallig war.
Unterstltzt wird insoweit auch die in Absatz 1 vorgesehene Legaldefinition der
~wesentlichen Behinderung®, die zu mehr Rechtsklarheit fihrt. Zu begriifien ist
auch, dass in § 99 Abs. 3 SGB IX-E wie bisher in § 53 Abs. 1 Satz 2 SGB XII die Rege-
lung beibehalten werden soll, nach der Personen mit anderen geistigen, seeli-
schen und Sinnesbeeintrachtigungen Leistungen der Eingliederungshilfe zumin-
dest im Ermessenswege erhalten konnen. Damit sollen insbesondere Fille, in de-
nen die ,Wesentlichkeit“ der Behinderung verneint wird, erfasst werden.

Der vorgesehene Verweis auf §90 SGB IX in § 99 Abs. 1 SGB IX-E soll klarstellen,
dass die Aufgabe der Eingliederungshilfe mit dem Bundesteilhabegesetz in § 90
SGB IX abschliefend normiert wurde. Die Geschaftsstelle des Deutschen Vereins
nimmt diesen Verweis zustimmend zur Kenntnis. In der Begriindung zum Referen-
tenentwurf wird erganzend klargestellt, dass die in § 4 SGB IX aufgezahlten Ziele
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der Leistungen der Teilhabe bei der Auslegung der Vorschriften im Teil 2 des
SGB IX einzubeziehen sind. Die in § 4 SGB IX beschriebenen Ziele der Teilhabeleis-
tungen sind im Hinblick auf die umfassende Aufgabe der Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft auch bei der Prifung der Leistungsberechtigung zu beriicksichtigen.
Daher wird dieser Hinweis von der Geschaftsstelle des Deutschen Vereins befiir-
wortet.

Die Geschaftsstelle des Deutschen Vereins regt an, auch die konkretisierende
Rechtsverordnung ,Verordnung uiber die Leistungsberechtigung in der Eingliede-
rungshilfe®, die die bisherige Eingliederungshilfe-Verordnung ablosen soll unter
Einbeziehung der Ergebnisse aus der geplanten Vorabevaluation umzusetzen.

I1l. Zu Artikel 5 Ref-E (Anderung des Behindertengleich-
stellungsgesetzes)

§ 12e BGG-E

Mit der Regelung des § 12e Abs. 1 BGG-E soll ein Rechtsanspruch fiir Menschen mit
Behinderungen normiert werden, der ihnen die Begleitung durch einen Assistenz-
hund zu typischerweise der Allgemeinheit zuganglichen Anlagen und Einrichtun-
gen ermoglicht. Der Anwendungsbereich dieser Regelung soll dabei nicht nur die
Trager der offentlichen Gewalt als Verpflichtete, sondern auch private Eigentii-
mer, Besitzer und Betreiber von beweglichen Anlagen und Einrichtungen, erfas-
sen. Dadurch wird der Geltungsbereich des Behindertengleichstellungsgesetzes
erstmals auch auf den privaten Bereich ausgeweitet.

Die Geschaftsstelle des Deutschen Vereins begriifst die klarstellende Regelung ei-
nes ausdriicklichen Rechtsanspruchs fiir Menschen mit Behinderungen durch
Begleitung eines Assistenzhundes zu offentlich zuganglichen Einrichtungen im
offentlichen und privaten Bereichen ausdriicklich, da sie bestehende rechtliche
Unsicherheiten in der Praxis beseitigt und zu mehr Rechtsklarheit fiihrt. Die ge-
setzliche Regelung eines solchen Anspruchs tragt auch zu mehr Bewusstsein und
auch zu allgemeiner Akzeptanz von Assistenzhunden und Menschen mit Behinde-
rungen bei. Ausdriicklich begriifit wird auch, dass die Regelung auch private Ak-
teure verpflichtet. Die selbstbestimmte und selbststandige Lebensfiihrung und
die volle, wirksame und gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinde-
rungen in der Gesellschaft kann nur dann erreicht werden, wenn ein barrierefreier
Zugang in allen gesellschaftlichen Bereichen ermdglicht wird. Dies schlieRt auch
den privaten Bereich, wie z.B. Arztpraxen, Geschafte und Theater ein. Die Rege-
lung tragt auch dem Benachteiligungsverbot in Art. 3 Abs. 3 Satz 2 des Grundge-
setzes entsprechend Rechnung.
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IV. Zu Artikel 8 Ref-E (Anderung des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch)

§5SGB II-E

Der Referentenentwurf sieht vor, dass die Leistungen zur Eingliederung nach dem
SGB Il (mit Ausnahme der Leistungen nach §§ 16e und 16g SGB II) auch fiir er-
werbsfahige Rehabilitandinnen und Rehabilitanden erbracht werden kdnnen, die
leistungsberechtigt nach dem SGB Il sind (§ 5 Abs. 5 SGB II-E).

Die Geschaftsstelle des Deutschen Vereins begriifit diese Neuregelung. Dies gilt
unter der Voraussetzung, dass gleichzeitig die Einbeziehung der Jobcenter in das
Teilhabeplanverfahren in Kraft tritt (siehe hierzu Ausfiihrungen zu § 19 SGB IX-E).

Zwar haben erwerbsfahige Leistungsberechtigte mit Behinderungen bereits jetzt
die gleichen Moglichkeiten, Eingliederungsleistungen nach dem SGB Il zu erhal-
ten. Die Regelung eines grundsatzlichen Nachrangs (§ 12ai.V.m. § 5 Abs. 1 SGB Il)
fihrt in der Praxis jedoch zu einem faktischen Leistungsausschluss im SGB II,
wenn inhaltliche Schnittmengen oder Entsprechungen zu Leistungen anderer
verpflichteter Leistungstrager bestehen. Der Deutsche Verein hat deshalb bereits
in seinen Empfehlungen zur Umsetzung der Forderung nach § 16i SGB Il vom 17.
Juni 2020 sich dafiir ausgesprochen, mit einer gesetzlichen Regelung die Forde-
rung ,Teilhabe am Arbeitsmarkt“ nach § 16i SGB Il fir Rehabilitandinnen und Re-
habilitanden zu 6ffnen.*

Der Referentenentwurf stellt nunmehr klar, dass Jobcenter Eingliederungsleistun-
gen nach §§ 16a ff. SGB Il fir erwerbsfahige Leistungsberechtigte erbringen kon-
nen, die sich in einem Rehabilitationsverfahren befinden. Die Handlungsmoglich-
keiten der Jobcenter, insbesondere Leistungsberechtigte in komplexen Bedarfsla-
gen in Arbeit zu integrieren und umfassend zu unterstiitzen, werden damit er-
leichtert. Die Eingliederungschancen der Leistungsberechtigten werden erhoht.

Die mit dem Referentenentwurf vorgesehene Beteiligung der Jobcenter im Teilha-
beplanverfahren stellt sicher, dass Leistungen nicht doppelt, sondern abgestimmt
erbracht werden (siehe hierzu Ausfiihrung zu § 19 SGB IX-E).

V. Zu Artikel 9 Ref-E (Anderung des Dritten Buches Sozial-
gesetzbuch)

§22 SGB IlI-E

Der Referentenentwurf sieht vor, dass Agenturen fiir Arbeit und Jobcenter ver-
mittlungsunterstitzende Forderungen sowie Mallnahmen zur Aktivierung und
beruflichen Eingliederung (§§ 44 und 45 SGB |1l bzw. § 16 Abs. 1 SGB 11 i.V.m. §§ 44
und 45 SGB Il1) zukiinftig auch bei Rehabilitandinnen und Rehabilitanden erbrin-
gen konnen. Dies gilt allerdings nur, sofern der zustandige Rehabilitationstrager
nicht bereits gleichartige Leistungen erbringt.

4 Siehe: Teilhabe am Arbeitsmarkt verwirklichen. Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Umsetzung der
Férderung nach § 16i SGB Il vom 17. Juni 2020, NDV 2020, 353 ff.
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Die Geschaftsstelle des Deutschen Vereins begriiRt die Neuregelung in der Erwar-
tung, dass diese zu eine zligigeren Wiedereingliederung von Rehabilitandinnen
und Rehabilitanden in das Erwerbsleben beitragen kann. Die Regelung darf je-
doch nicht zu einem Riickzug von Rehabilitationstragern zum Nachteil von Leis-
tungsberechtigten oder einer Verschiebung zulasten der Jobcenter und Agentu-
ren fir Arbeit flhren. Eine gesetzliche Neuregelung muss deshalb durch verbind-
liche Verfahrensabsprachen zwischen den vorrangigen Rehabilitationstragern,
der Bundesagentur flir Arbeit und den kommunalen Spitzenverbanden erganzt
werden, die auf eine weitere Anndherung und Abstimmung der Beteiligten hinwir-
ken. Der Eingliederungstitel muss so ausgestattet sein, dass Jobcenter und Agen-
turen fir Arbeit die zusatzlichen Handlungsmoglichkeiten tatsachlich wahrneh-
men konnen.

VI. Zu Artikel 10 Ref-E (Weitere Anderung des Neunten
Buches Sozialgesetzbuch)

§ 19 SGB IX-E

Der Referentenentwurf sieht vor, Jobcenter am Teilhabeplanverfahren zu beteili-
gen, soweit zum Zeitpunkt der Antragstellung von Leistungen nach § 14 SGB IX
Leistungen nach dem SGB Il beantragt oder erbracht werden.

Diese Neuregelung ist aus Sicht der Geschaftsstelle des Deutschen Vereins gebo-
ten, um etwaige Doppelleistungen infolge der Offnung der Leistungen nach
§§ 16a ff. SGB Il fir Rehabilitandinnen und Rehabilitanden zu vermeiden und eine
verbindlich koordinierte und aufeinander abgestimmte Erbringung der Leistun-
gen zu gewahrleisten. Dies kann nur mit einer klaren gesetzlichen Regelung gelin-
gen.
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der Bundeslander, der privatgewerblichen Anbieter sozialer Dienste und von den
Vertretern der Wissenschaft fuir alle Bereiche der Sozialen Arbeit, der Sozialpolitik
und des Sozialrechts. Er begleitet und gestaltet durch seine Expertise und Erfah-
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und Altenhilfe, der Grundsicherungssysteme, der Pflege und Rehabilitation. Der
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Senioren, Frauen und Jugend.

Impressum

Herausgeber:

Deutscher Verein fiir 6ffentliche und private Fiirsorge e.V.
Michael Loher, Vorstand

Michaelkirchstr. 17/18

10179 Berlin

www.deutscher-verein.de

E-Mail info@deutscher-verein.de



	Vorbemerkung
	I.	Zu Artikel 1 Ref-E (Änderung des Zwölften Buches ­Sozialgesetzbuch)
	§ 3 SGB XII-E

	II.	Zu Artikel 3 Ref-E (Änderung des Neunten Buches ­Sozialgesetzbuch)
	1.	§ 37a SGB IX-E
	2.	§ 61a SGB IX-E, § 63 SGB IX-E
	3.	§ 99 SGB IX-E

	III.	Zu Artikel 5 Ref-E (Änderung des Behindertengleich­stellungsgesetzes)
	§ 12e BGG-E

	IV.	Zu Artikel 8 Ref-E (Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch)
	§ 5 SGB II-E

	V.	Zu Artikel 6 Ref-E (Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch)
	§ 22 SGB III-E

	VI.	Zu Artikel 10 Ref-E (Weitere Änderung des Neunten ­Buches Sozialgesetzbuch)
	§ 19 SGB IX-E


